
Seit einigen Jahren vollzieht
sich die Weiterentwicklung der
Rechtsprechung zur modernen
Kieferorthopädie anhand von
Invisalign®-Behandlungsplanun-
gen. Klageabweisende rechts-
kräftige Entscheidungen in die-
sem Kontext sind bislang nicht
bekannt geworden. DieserTrend
setzt sich mit den drei nachste-
hend besprochenen Entscheidun-
gen fort.

Fall 1

Durch Urteil des Landgerichtes
Wiesbaden vom 04.03.2014, 8O
32/12, wurde der Einwand des
Beratungsarztes der privaten
Krankenversicherung verworfen,
die als kieferorthopädisch be-
handlungsbedürftig erkannte
Ausgangsbefundsituation sei als
Anomalie zu bewerten, die zwin-
gend einer kombiniert kieferchi-
rurgisch-kieferorthopädischen Be-
handlung bedürfe. In der Behand-
lungsplanung vom 10.12.2012, die
einen Gesamtbehandlungsauf-
wand von 6.868,71€ vorsah, fin-
det sich die Diagnose „frontal 

offener Biss Klasse I, skelettale
Klasse I mit deutlich horizonta-
ler Gesichtskonfiguration“ und
der Vermerk „annähernd neu-
trale Verzahnung, frontal offener
Biss von 5mm“. Als Therapieziel
war u.a. das Schließen des fron-

tal offenen Bisses
zur Wiederherstel-

lung einer Kau-/Ab-
beißfunktion angegeben.
Der Beratungszahnarzt
hatte nach Einschät-
zung der gerichtlich be-

stellten Sachverständi-
gen zu Unrecht dasVorlie-

gen eines skelettal bedingt
offenen Bisses angenommen, ob-
wohl lediglich ein dental offener
Biss vorlag, der ohne knochen-
verlagernde Operation, sondern
dental allein durch Zahnverschie-
bung beseitigt werden könne. Der
Kostenträger hat hier im Rahmen
seiner Ablehnungsentscheidung
somit gravierendere Befunde an-
genommen, als tatsächlich ge -
geben waren, und hier auf die 
abschreckende Wirkung einer
vermeintlich erforderlichen kie-
ferchirurgischen Intervention
verwiesen. Das Gericht bestätig -
te die Einschätzung des behan-
delnden Kieferorthopäden, dass
invasive Maßnahmen nicht er-
forderlich seien, sondern sich
diese Befunde durchaus mit dem
verwendeten Invisalign®-Zahn-

schienensystem erfolgreich be-
handeln lassen. 
Das sachverständig beratene Ge-
richt hob ferner hervor, dass vor-
liegend die Verwendung einer fest-
sitzenden Apparatur aufgrund
der fehlenden Entfernbarkeit zur
Zahnreinigung zumindest im vor-
liegenden Fall aus karies-/paro-
dontalprophylaktischen Gründen
ungünstig wäre. Vorliegend war
die einwandfreie Mitarbeit des
Patienten (Jahrgang 1939) gesi-
chert, und alles sprach dafür,
die Anwendung herausnehm-
barer Schienen als medizi-

nisch vertretbar einzuordnen. 

Fall 2

Die Entscheidung des Landge-
richtes Hamburg vom 07.02.2014,
306 O 98/12, ist unter rechtlichen
Gesichtspunkten insofern inte -
ressant, als klargestellt wurde,
dass eine von der PKV erteilte
Leistungszusage betreffend ei-
nes Heil- und Kostenplans über
8.956,32€ verbunden mit diver-
sen Einschränkungen nicht zu-
lässig ist, da der kranken-
vollversicherte Patient
einen Anspruch auf ei -
ne einschränkungs-
lose Zu- bzw. Absage
hat. Dem trug die un-
ter dem 15.03.2012 er-
teilte Zusage nicht Rech-
nung, da zu dem im Heil-
und Kostenplan gewählten Be-
handlungsmittel „Invisalign®“
der einschränkende Zusatz an-
gebracht worden war, dass „un-
seres Erachtens die Behandlung
mit Invisalign® nicht das geeigne -
te Behandlungsmittel darstellt“.

Dementsprechend war die Klage
zulässig, da die Klägerin gerade
die medizinische Notwendigkeit
unter Verwendung dieses Behand-
lungsgerätes festgestellt wissen
wollte.
Der gerichtlich bestellte Sachver-
ständige nahm dann eine Metho-
denabwägung zwischen der von
der PKV favorisierten Bracket-
versorgung und dem Invisalign®-
Schienensystem vor. Er hob dabei
hervor, dass die Bracketbehand-
lung eine optimale Kontrolle über
den zu bewegenden Zahn ermög -

liche, und andererseits im Rahmen
der Invisalign®-Schienenversor-
gung aufgrund der Herausnehm-
barkeit des Behandlungsgerätes
eine bessere Mundhygiene und
aufgrund der Transparenz des
Behandlungsgerätes eine bes-
sere Optik festzustellen sei. Im
Ergebnis bestätigte das Gericht,
dass es vorliegend zumindest
medizinisch vertretbar war, das
Invisalign®-System zur Anwen-
dung zu bringen, da es im Rah-
men eines PKV-Kostenstreites
keiner Entscheidung darüber be-
darf, welches von mehreren Be-
handlungssystemen das beste
oder günstigste ist. Die Entschei-
dung trifft letztlich der Versiche-
rungsnehmer unter Beratung sei-
nes behandelnden Kieferortho-
päden.  

Fall 3

Die Entscheidung des Landge-
richtes Ellwangen vom 18.02.2014,
3 O 83/13, betraf den Ausgangs-
befund eines frontalen Kopfbis-
ses, zu dessen Korrektur eine sta-
bile Abstützung zwischen Ober-
und Unterkiefer in der zuvor
durch Funktionstherapie erreich-
ten zentrischen Kiefergelenkpo-
sition vorgesehen war. Der Sach-
verständige kam in seinem Gut-
achten zu der Beurteilung, der
frontale Kopfbiss des Klägers
führe ohne vertikale Abstützung
im Seitenzahnbereich zu einem

Rezidiv der Kiefergelenkbe-
schwerden, zu Frontzahnab-
rasionen und zum verstärk-
ten und vorzeitigen Verlust
von Zahnhartsubstanz an
einzelnen Zähnen. Er war
der Ansicht, durch die ge-
planten Behandlungsmaß-
nahmen könne die Kau-
und Abbeißfunktion verbes-
sert werden, und bestätigte
so dieVertretbarkeit des Heil-

und Kostenplanes, der einen
Gesamtbehandlungsaufwand von
8.731,93€vorsah.
Das Gericht sprach dem Kläger
ferner Schadensersatz im Hin-
blick auf die vorgerichtlich ver-
auslagten Kosten für die Erstel-
lung eines Privatgutachtens zu.
Da die private Krankenversiche-
rung ein vergleichbares Privat-
gutachten vorgerichtlich zur Leis-
tungsablehnung vorgelegt hatte,
sei es nicht zu beanstanden, dass
der Patient sich veranlasst gese-
hen hatte, ebenfalls ein solches
Privatgutachten in Auftrag zu ge-
ben, um der Leistungsablehnung
des Kostenträgers substantiiert
entgegentreten zu können. Die
Kosten dieses Privatgutachtens
beliefen sich auf 641,90 € und
waren dem Kläger unter dem Ge-
sichtspunkt des Leistungsverzu-
ges der privaten Krankenversi-
cherung zu erstatten. 

Neue Urteile zur Alignertherapie
RA Michael Zach stellt drei aktuelle juristische Entscheidungen vor.
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